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SPD alarmiert über Anzahl 
der Insolvenzen in NRW

Gesundheitsminister beschwichtigt

Mehr als 100 Pflege-Anbieter in Nordrhein-Westfalen 
mussten allein in den ersten neun Monaten dieses Jahres 
Insolvenz anmelden. Das geht aus einer am Donnerstag 
vergangener Woche veröffentlichten Antwort der Lan-
desregierung auf eine SPD-Anfrage hervor. Das habe 
jedoch nicht automatisch zu einem Ausfall von Leis-
tungsangeboten und Plätzen in der stationären Pfle-
ge geführt, erklärte NRW-Gesundheitsminister Karl- 
Josef Laumann (CDU). In der überwiegenden Zahl der 
Fälle seien die über-
schuldeten Einrich-
tungen von anderen 
Betreibern übernom-
men und weiterge-
führt worden.

Die SPD-Oppo-
sition äußerte sich 
hingegen alarmiert: 
Die Bilanz der ers-
ten drei Quartale sei 
jetzt schon mehr als 
viermal so hoch wie 
im gesamten Vorjahr. 
Jetzt müsse Laumann 
„endlich alle zur Ver-
fügung stehenden 
Stellschrauben des Landes dafür nutzen, die Insol-
venzwelle zu brechen“, forderte der gesundheitspoliti-
sche Sprecher der Fraktion, Thorsten Klute. Andernfalls 
werde „die Pflege im kommenden Jahr in unerträgli-
che Verhältnisse stürzen“. (dpa)

Genau abwägen und prüfen
Die Diözesan-Caritasverbände Köln und Paderborn wollen einen bedarfsgerechten 

Einsatz von Psychopharmaka in der stationären Altenpflege erreichen.

Von Anna Kiefer

C italopram, Atosil®, 
Haloperidol, Mel-
neurin, Diazepam, 
Amitriptylin oder 

gleich alles zusammen: Immer 
wieder kommt es vor, dass Be-
wohner:innen mit Psychophar-
maka regelrecht „zugedröhnt“ 
werden. Das belastet nicht nur 
die Betroffenen selbst, sondern 
auch Pflegekräfte, Angehörige 
und nicht zuletzt die Kranken-
kassen. Wie kommt das und 
wie kann man es besser ma-
chen? Dieser Frage widmen sich 
die Diözesan-Caritasverbände 
(DiCV) Köln und Paderborn 
mit ihrem Projekt „OPESA – 
Optimierung des Psychophar-
maka-Einsatzes in der statio-
nären Altenpflege.“

Wie so oft ist das Problem 
bekannt: Es wird von Medien 
und Angehörigen thematisiert 
und kommt auch immer wieder 
bei Qualitätsprüfungen durch 
den Medizinischen Dienst der 
Krankenkassen zur Sprache. 
Von September 2021 bis August 
2023 hat die Caritas nun unter-
sucht, wie es in den eigenen Ein-
richtungen aussieht. Ziel: Einen 
bedarfsgerechten Einsatz von 
Psychopharmaka bei den Be-
wohner:innen von Altenpflege-
heimen zu gewährleisten. Au-
ßerdem: Die Zusammenarbeit 
mit Ärzt:innen und Apothe-
ken sowie das interne Medika-

mentenmanagement zu verbes-
sern. Dazu wurde zunächst der 
IST-Zustand mithilfe eines On-
line-Fragebogens erhoben: Da-
bei wurden alle Pflegekräfte der 
16 teilnehmenden Einrichtun-
gen der DiCV Köln und Pader-
born befragt, und zwar sowohl 
Fachkräfte als auch Hilfskräfte. 
Parallel dazu wurden Interviews 
mit Leitungskräften geführt.

Die Beobachtungen in den 
Projekteinrichtungen bestätig-
ten, was auch in Studien bereits 
festgestellt wurde. „Tatsächlich 
werden Psychopharmaka bei 
Pflegeheimbewohnern insge-
samt zu häufig, zu lange und 
überdurchschnittlich oft bei de-
menzkranken Menschen einge-
setzt. Das ist fachlich fragwür-
dig, da sie häufig unreflektiert 
bei sogenannten Verhaltensauf-
fälligkeiten verschrieben wer-
den, die nicht auf psychotische 
Zustände zurückzuführen sind“, 
berichtet Henry Kieschnick, 
Referent für die stationäre Al-
tenhilfe beim Diözesancaritas-
verband in Köln. 

Den Begriff „herausfordern-
des Verhalten“ sieht er kritisch: 
„Wir finden das sehr wertend. 
Wenn ein Bewohner sich auf-
fällig verhält, wird gern schnell 
der Arzt angesprochen. Wenn 
der dann nicht genug Informati-
onen hat, die Situation letztlich 
oft gar nicht richtig einschätzen 
kann, verordnet er Psychophar-
maka.“ Wichtig sei es, genau-
er hinzuschauen: Woher rührt 

das ungewöhnliche Verhalten? 
Manche Konzepte beinhalten, 
dass Bedürfnisse wie fehlende 
Nähe oder Geborgenheit die 
Ursache sein können. „Soma-
tische Aspekte stehen bisher 
jedoch viel zu wenig im Fokus: 
Auch Elektrolytverschiebungen 
können ungewöhnliches Ver-
halten auslösen. Da muss der 

Arzt dann auch mal genauer 
hinschauen, vielleicht auch mal 
Blut abnehmen“, so Kieschnick. 
Als weitere Beispiele nennt er 
Schmerzen, Harndrang oder 
Verletzungen, die (noch) nicht 
erkannt wurden. Er verweist 
auf eine Einrichtung für Men-
schen mit Demenz, die sich 
schon länger intensiv mit dem 
Thema beschäftigt: „Die kom-
men im Moment ganz ohne Psy-
chopharmaka aus, auch ohne 
Bedarfsmedikamente. Und das 
kommt nicht nur den Bewoh-
ner:innen zugute, die eine bes-
sere Lebensqualität haben, son-
dern auch den Pflegekräften, die 
dadurch weniger Arbeit haben.“

Weniger Arbeit deswegen, 
weil der gefährliche Medika-
mentencocktail Neben- und 
Wechselwirkungen provoziert: 
Überhang am Morgen, Schwä-
che, fehlende Compliance, aber 
auch psychische und körperli-
che Komplikationen wie Stür-
ze. Die Caritasverbände setzen 
daher vor allem auf zwei Zie-
le: Verbesserte Fachkenntnis 
und verbesserte Kommunika-
tion. Für alle 16 Einrichtun-
gen konnte im Projekt je ein 
oder eine Medikamentenbe-
auftragte qualifiziert werden. 
Nach Abschluss des Projekts 
sollen weitere hinzukommen, 
damit auch die Vertretung im 
Krankheitsfall und bei Urlaub 
gewährleistet ist. Ihr Einsatz 

trägt bereits Früchte: „Sogar 
Angehörigen ist aufgefallen, 
dass der Bewohner plötzlich viel 
wacher, ansprechbarer und mo-
biler war, wenn Psychophar-
maka reduziert wurden“, sagt 
Ulrike Hackenholt, Referentin 
beim Diözesan-Caritasverband 
Paderborn. Erreicht haben das 
die Pflegekräfte durch geziel-
tes Ansprechen der Ärzt:innen, 
wenn unklar war, ob ein Psy-
chopharmakon überhaupt noch 
notwendig ist oder wenn meh-
rere gleichzeitig angesetzt wa-
ren. „Manche Ärzte haben dar-
auf sehr positiv reagiert. Und in 
vielen Fällen hat dann der Arzt 
die Medikamente reduziert oder 
sogar abgesetzt“, so Hackenholt. 
Außerdem sei bei den Mitar-
beitenden nicht nur ein Wis-
senszuwachs, sondern auch ein 
höheres Verantwortungsgefühl 
entstanden. „Nicht nur bei den 
Pflegefachkräften, sondern auch 
bei Pflegehelfern, Mitarbeitern 
des Sozialen Dienstes und Be-
treuungskräften und sogar in 
der Verwaltung und Hauswirt-
schaft: Alle schauen mehr hin, 
wenn sich Bewohner beson-
ders verhalten. Und sie versu-
chen, beim Herausfinden mög-
licher Ursachen mitzuhelfen“, so 
 Hackenholt.

In erster Linie ist es natürlich 
Aufgabe der Ärzt:innen, den 
Einsatz von Psychopharmaka 
zu optimieren. Kieschnick be-
tont, dass sowohl Ärzt:innen als 
auch Pflegekräfte und Apothe-
ken dabei Verantwortung tra-
gen: „Die Ärzte müssen ihrer-
seits genauer hinschauen und 
offen sein, wenn sie auf Neben- 
und Wechselwirkungen ange-
sprochen werden. Pflegekräf-
te müssen den Ärztinnen gute 
Informationen liefern, damit sie 
sinnvolle Entscheidungen tref-
fen können. Und die Apotheker 
müssen auf kritische Medika-
menten-Konstellationen hin-
weisen. Nur, wenn alle an einem 
Strang ziehen und ihre eige-
ne, spezifische Verantwortung 
wahrnehmen, kann der fach-
gerechte Umgang mit Psycho-
pharmaka oder – besser noch – 
ohne sie gelingen.“
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Verbraucher und  
Unternehmen schützen
BKSB zur Weiterentwicklung des WBVG

Der Gesetzgeber prüft eine Weiterentwicklung des 
Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes (WBVG). Der 
Bundesverband der kommunalen Senioren- und Behin-
derteneinrichtungen (BKSB) fordert hierzu weitgehen-
de Maßnahmen: „Eine umfassende Reform ist dringend 
erforderlich“, so der Vorsitzende des BKSB, Alexander 
Schraml. „Im Sinne eines Interessensausgleichs gilt dies 
im Hinblick auf den Verbraucherschutz, aber auch auf 
die Praxistauglichkeit der Regelungen und die verblei-
benden Gestaltungsmöglichkeiten der Unternehmen.“

Laut Pressemitteilung des BKSB vom 6. November 
wird z.B. geprüft, ob § 7 Abs. 3 WBVG, der eine Mehr-
belastung von nicht sozialhilfeberechtigten Bewohner:in-
nen (Selbstzahlern) durch Inrechnungstellung anderwei-
tig nicht gedeckter höherer Investitionskosten zulässt, 
einer Änderung bedarf. Ein solches „Differenzierungs-
verbot“ – aus Verbrauchersicht fair erscheinend – führe 
insbesondere bei gemeinwohlorientierten kommunalen 
Trägern zu finanziellen Problemen, da sich die Finan-
zierungslücke nicht durch Gewinne kompensieren lasse. 
„Eine Stärkung der Verbraucherrechte an dieser Stelle 
kann nur dann erfolgen, wenn alle Bundesländer end-
lich ihrer Aufgabe nachkommen und die Investitions-
kostenförderung wieder einführen“, so Schraml.

In der Kritik stehen aus Sicht des BKSB auch beste-
hende oder geplante Regelungen, die die Bürokratie in 
den Einrichtungen zementieren bzw. weiter erhöhen, 
z. B. das aktuelle geltende Schriftformerfordernis bei 
Entgelterhöhungen (§ 9 Abs. 2 WBVG). Hier sei die 
einfache Textform ausreichend und Bürokratie könnte 
künftig abgebaut werden. Das Recht der Heimbewoh-
ner:innen auf Einsichtnahme in die Kalkulationsunter-
lagen ist nach Ansicht des BKSB ausreichend geregelt 
und sollte nicht durch weitere verpflichtende Hinweise 
unnötig verkompliziert werden.

Auch bei der Behandlung von unternehmerischen 
Risiken sieht der BKSB Handlungsbedarf durch den 
Gesetzgeber. Die in § 14 WBVG genannten Sicher-
heitsleistungen seien dringend auf stationäre Einrich-
tungen auszudehnen.

Nicht zuletzt seien auch die Regelungen im Umgang 
mit dem Tod von Bewohner:innen zu überarbeiten. Im 
Todesfall bedürfe es einer angemessenen Beendigungs-
frist, damit Angehörige in Würde von Verstorbenen Ab-
schied nehmen können. Es sollte gesetzlich verankert 
werden, dass in einem solchen Fall der Heimvertrag vier 
Wochen nach dem Tod endet, fordert der BKSB ab-
schließend. (ck)

SERIAL TRIAL INTERVENTION (STI)
Bevor auf Psychopharmaka zurückgegriffen wird, sollten 
Pflegekräfte mögliche Ursachen für das besondere Verhalten 
einer Bewohner:in herauszufinden versuchen – und zwar, bevor 
der Arzt deswegen angesprochen wird. Dabei kann u. a. die 
Methode Serial Trial Intervention (STI) helfen.  
 
Beispiele: Schmerzen? Entgleiste Vitalwerte (z. B. Blutdruck, 
Blutzucker)? Harndrang? Hunger, Durst? Verletzungen, z. B. 
durch schlecht sitzende Prothese? Starker Juckreiz? Umge-
bung zu hell, zu laut o. ä.? Unbefriedigte emotionale Bedürfnis-
se (Nähe, Geborgenheit, Zuneigung)? Mangelnde Bewegung? 
Auffällige Blutwerte (z. B. Elektrolyte)?

Somatische 
Aspekte stehen 

bisher viel zu 
wenig im Fokus.

100
PFLEGE-ANBIETER

haben in den ersten 
neun Monaten 

des Jahres 2023 
in Nordrhein-West-
falen bereits Insol-
venz angemeldet.


